LUDWIGSBURG, 07. JUNI 2011

Kampf dem Flächenfraß

"Koalitionscheck": Grün-Rot will Zersiedelung bremsen

Zu den im Koalitionsvertrag erklärten Zielen von Grün-Rot gehört es, den Flächenverbrauch zu bremsen. Davon wäre insbesondere der Kreis Ludwigsburg, in dem an vielen Ecken und Enden gebaut wird, betroffen.

Sieben Hektar Fläche wurden im Jahr 2009 in Baden-Württemberg jeden Tag zugebaut, was aufs Jahr hochgerechnet einer Fläche von rund 3700 Fußballfeldern entspricht. In den Jahren zuvor war der Umfang der Fläche, der bebaut, betoniert oder asphaltiert wurde, sogar noch höher. Bereits die alte CDU/FDP-Landesregierung hatte deshalb im Jahr 2006 die Marschroute ausgegeben, bis 2012 den Flächenverbrauch deutlich zu reduzieren und mittelfristig eine "Netto-Null" zu erreichen, das heißt, die Zersiedelung der Landschaft im Südwesten zu stoppen.

Die Regierung Kretschmann hat sich nun eine neue Zielmarge gestellt. Im Koalitionsvertrag werden eine Netto-Null beim Flächenverbrauch und "deutliche Erfolge" bis 2016 angestrebt. Zur Frage, wie dies erreicht werden soll, heißt es: "Neue Bebauungspläne darf es nur noch bei einem stringenten und unzweifelhaften Bedarfsnachweis geben." Grün-Rot will dazu die rechtlichen Grundlagen schaffen, einschließlich einer verbindlichen Einführung von Baulückenkatastern und Innenentwicklungskonzepten. Es soll Wirtschaftlichkeitsberechnungen für Neuplanungen geben, und die Genehmigungszuständigkeit soll bei den Mittelbehörden, also den Regierungspräsidien, gebündelt werden. "Wir werden mit landesweiten Obergrenzen für den künftigen Flächenverbrauch klare Vorgaben für die Bauleitplanung machen und dabei Rücksicht auf unterschiedliche Entwicklungen in den einzelnen Regionen nehmen", kündigt die neue Regierung an.

Was den Kreis Ludwigsburg anbelangt, so zeigen die Zahlen des Statistischen Landesamtes, dass die Intensität bei der Überbauung von Freiflächen etwas nachgelassen hat. In den vier Jahren von 2004 bis 2008 wurden insgesamt 510 Hektar Siedlungs- und Verkehrsfläche überbaut, das sind 3,2 Prozent der gesamten Bodenfläche und ein Zuwachs von 127,5 Hektar pro Jahr. Von 2008 auf 2009 verringerte sich der Flächenverbrauch auf 41 Hektar - vermutlich aufgrund der Wirtschaftskrise -, was aber immer noch einer Zahl von 57,4 Fußballfeldern entspricht.

Sollte Grün-Rot ernst machen, so würde dies die Kommunen im Kreis empfindlich treffen. Johannes Stingl, Beigeordneter des Gemeindetages von Baden-Württemberg, rechnet auf jeden Fall mit Einschränkungen, wenn es um die Ausweisung neuer Bau- und Gewerbeflächen geht. Für Straßenverkehrsprojekte könnte der Geldhahn zugedreht werden. Als erster Schuss vor den Bug wurde im Landkreis die Aussage des Grünen-Abgeordneten Daniel Renkonen gewertet, der Teile des Verkehrskonzeptes inklusive Gewerbegebiet der Gemeinden Ingersheim, Pleidelsheim, Freiberg und Bietigheim-Bissingen in Frage gestellt hat. Der Pleidelsheimer Bürgermeister und Kreisvorsitzende der Kommunalpolitischen Vereinigung (KPV) der CDU, Ralf Trettner, bezeichnete es beim jüngsten KPV-Treffen als fatal, wenn laufende Planungen nicht mehr weiterverfolgt würden. Auch andere Rathauschefs wie Benningens Bürgermeister Klaus Warthon fürchten um ihre Umgehungsstraßen-Konzepte.

Für Irritationen sorgt dabei die Formulierung im Koalitionsvertrag, für neue Bebauungspläne einen "stringenten und unzweifelhaften Bedarfsnachweis" zu verlangen. Johannes Stangl: "Da fragt sich eigentlich jetzt jeder, wie das gehen soll." Schließlich mische in diesen Fragen auch der Bund mit. Klaus Warthon sah beim KPV-Treffen einen eklatanten Widerspruch: Grün-Rot wolle keine Umgehungsstraßen und statt neuer Baugebiete eine verstärkte Innenentwicklung. Doch wer wolle denn an einer stark belasteten Ortsdurchfahrt wohnen? "Das passt einfach nicht zusammen", so der Bürgermeister. Die Serie "Koalitionscheck" geht weiter mit dem Thema kommunales Ehrenamt. 
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